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Drucksache IV/1153 


Der Bundesminister 
für Gesundheitswesen 

II A 2 — 8627 -1— 32/63 Bad Godesberg, den 26. März 1963 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Beseitigung von Abfällen 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wup- 
pertal)r Bading, Margulies und Genossen 
— Drucksache IV/1054 — 


Die Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit den betei- 
ligten Bundesressorts wie folgt: , 

Zu 1. 

Das Bundesministerium für Gesundheitswesen hat mit Sach- 
verständigen, mit den beteiligten Bundesministerien und mit 
Vertretern der in Betracht kommenden Ministerien der Län- 
der alle Probleme erörtert, die in dem Beschluß des Bundes- 
tages vom 26. Oktober 1962 aufgeworfen sind. 

Diese ersten Verhandlungen haben zu folgendem Ergebnis 
geführt; 

Grundsätztich besteht die Bereitwilligkeit, diese Fragen ge- 
meinsam zu lösen und eine zentrale Stelle zu schaffen. Es hat 
jedoch noch keine Einigkeit über Art, Zusammensetzung und 
Finanzierung einer solchen Stelle erzielt werden können. All- 
gemein haben die Vertreter der Länder neben der Bildung 
einer besonderen Länderarbeitsgemeinschaft unter Beteiligung 
des Bundes die Errichtung einer zentralen Institution für not- 
wendig gehalten, wobei sie überwiegend die Meinung vertre- 
ten haben, daß diese Institution wegen der zeitlich beschränk- 
ten Aufgabenstellung nicht neu zu gründen, sondern an eine 
bereits bestehende Einrichtung anzugliedern sei. In diesem 
Zusammenhang ist vor allem das Institut für Wasser-, Boden- 
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und Lufthygiene des Bundesgesundheitsamtes genannt worden, 
das sich seit Jahrzehnten auch mit Fragen der Beseitigung von 
Abfallstoffen gutachtlich und beratend befaßt. 

Auch der Arbeitskreis III „Kommunale Angelegenheiten" der 
Arbeitsgemeinschaft der Innenminister der Länder — Ausschuß 
für kommunale Wirtschaft — hat zu diesen Fragen Stellung 
genommen. Der Ausschuß ist der Ansicht, daß Bund und Län» 
der nicht unmittelbar an der Zentralstelle beteiligt zu sein 
brauchten, vielmehr sollte sich der Staat im Interesse klarer 
Verantwortlichkeiten nicht mit der Zentralstelle identifizieren; 
eine finanzielle Förderung durch Bund und Länder und ein 
angemessenes Mitspracherecht staatlicher Stellen sei damit 
allerdings nicht ausgeschlossen. Da die Tätigkeit der Zentral- 
stelle in erster Linie den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
zugute kommen solle, sei den kommunalen Spitzen- und Fach- 
verbänden in geeigneter Form die Errichtung einer solchen 
Zentralstelle für Fragen der Abfallbeseitigung nahezulegen. 

In der Verhandlung mit den Vertretern der Länder hat sich 
herausgestellt, daß die mit der Beseitigung von Abfallstoffen 
zusammenhängenden Fragen in den Ländern durchweg in 
mehreren Landesministerien bearbeitet werden. In einigen 
Ländern ist bisher nicht geregelt, welches Ressort federführend 
ist. Nach Regelung der Zuständigkeit innerhalb der Landes- 
regierungen sollen die Beratungen im Mai 1963 gemeinsam 
mit Vertretern der kommunalen Spitzen- bzw. Fachverbände 
und der Industrie fortgesetzt werden. 

Dabei sollen in erster Linie folgende Fragen erörtert werden: 

I. Aufgaben einer zentralen Stelle für Fragen der Müllbesei- 
tigung: 

1. Erhebungen über Menge und Zusammensetzung der Ab- 
fallstoffe (Hausmüll, Industriemüll, Schlämme) nach ört- 
lichen Verhältnissen, Lebensgewohnheiten und Jahres- 
zeiten, 

2. Zusammenstellung der Verfahren, die zur Beseitigung 
von Abfallstoffen im In- und Ausland angewandt wer- 
den, 

3. Koordinierung, 

4. Dokumentation, 

5. Ausarbeitung von Grundsätzen, Richtlinien und Merk- 
blättern. 

II. Trägerschaft und Rechtsform einer zentralen Stelle für Fra- 
gen der Mülibeseitigung 

Folgende Formen sind möglich: 

1. Angliederung an das Institut für Wasser-, Boden- und 
Lufthygiene des Bundesgesundheitsamtes oder 
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2. öffentlicii-rechtliche Anstalt oder Körperschaft oder 

3. Zentralstelle der kommunalen Spitzenverbände oder 

4. Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder eingetrage- 
ner Verein. 


Zu 2. 

Mit konkreten Vorschlägen wird gerechnet werden können, 
wenn die beabsichtigten weiteren Besprechungen stattgefun- 
den haben. Das wird voraussichtlich Mitte des Jahres der 
Fall sein. 

Zu 3. 

Als praktisches Ergebnis wird noch im Jahre 1963 erwartet 
werden können, daß die vorgesehene Länderarbeitsgemein- 
schaft ihre Tätigkeit aufnimmt und die allseits für erforder- 
lich gehaltene zentrale Stelle für Fragen der Müllbeseitigung 
errichtet wird. 


Sdiwarzhaupt 
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